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Der federführende Rechtsausschuss empfiehlt unter Beteiligung des Verwaltungsausschusses, 

das Kirchengesetz über die Zustimmung und über die Ausführungsbestimmungen zum Besol-

dungs- und Versorgungsgesetz der EKD in der anliegenden Fassung zu beschließen.  
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Kirchengesetz 
über die Zustimmung und 

über die Ausführungsbestimmungen 
zum Besoldungs- und Versorgungsgesetz der EKD 

Vom... 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau hat das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Zustimmung zum Pfarrdienstgesetz der EKD 

Dem Kirchengesetz über die Besoldung und Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche in Deutschland (Besoldungs- und Versor-
gungsgesetz der EKD – BVG-EKD) vom 12. November 2014 (ABl. EKD 2014 S. 346), zuletzt geändert 
am 8. November 2016 (ABl. EKD 2016 S. 325), wird zugestimmt. 

 

Artikel 2 

Ausführungsgesetz 
zum Besoldungs- und Versorgungsgesetz der EKD (BVGAG) 

 
Teil 1  

Allgemeiner Teil 
 

§ 1 
Geltungsbereich 
(Zu § 1 BVG-EKD) 

 
Dieses Kirchengesetz gilt für die jeweils in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Pfarre-
rinnen und Pfarrer, Pfarrerinnen und Pfarrer im kirchlichen Hilfsdienst, Vikarinnen und Vikare, Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamte sowie Anwärterinnen und Anwärter. 
 

§ 2 
Verzichtsmöglichkeit 

(Zu § 7 BVG-EKD) 
 
(1) Die Empfängerinnen und Empfänger von Dienst- oder Versorgungsbezügen können wahlweise auf 
die nachstehend bezeichneten Teile ihrer Bezüge verzichten: 
1. zahlenmäßig oder prozentual bestimmte Monats- oder Jahresbeträge, 
2.  gesetzlich bestimmte Bestandteile der Bezüge oder Teile hiervon, 
3.  Erhöhungsbeträge aus einer allgemeinen Erhöhung der Bezüge. 
Für die Dauer des Verzichts vermindert sich der Anspruch auf Dienst- oder Versorgungsbezüge entspre-
chend. 
 
(2) Die Verzichtserklärung bedarf der Schriftform und muss die Geltungsdauer sowie den Gegenstand 
des Verzichts angeben. Sie darf nicht an bestimmte Bedingungen gebunden sein. Sie ist unmittelbar ge-
genüber der nach Absatz 3 zuständigen Dienstbehörde abzugeben. 
 
(3) Die Verzichtserklärung bedarf der Annahme durch die zuständige Dienstbehörde. Die Annahme der 
Erklärung kann aus wichtigem Grund abgelehnt oder widerrufen werden. 
 
(4) Die oder der Berechtigte kann die Verzichtserklärung durch schriftliche Erklärung gegenüber der zu-
ständigen Dienstbehörde sechs Monate im Voraus zum Ablauf eines Monats widerrufen. Die zuständige 
Dienstbehörde kann in Härtefällen einen Widerruf innerhalb kürzerer Fristen, jedoch nicht unter zwei Mo-
naten, zulassen. Die Verzichtserklärung erlischt mit dem Tode der oder des Berechtigten. 
 
(5) Der Verzicht ist bei der Festsetzung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht zu berücksichtigen. 
 
(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Verzicht auf vermögenswirksame Leistungen und Jubiläums-
gaben. 
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§ 3 

Zuständigkeiten 
(Zu § 12 BVG-EKD) 

 
Für Entscheidungen nach dem Besoldungs- und Versorgungsgesetz der EKD und für Entscheidungen, 
die nach dem Bundesrecht von Regierungen, Ministerien, obersten Dienstbehörden oder obersten 
Rechtsaufsichtsbehörden zu treffen sind, ist die Kirchenleitung oder die von ihr benannte Stelle zustän-
dig. 
 

Teil 2 
Besoldung 

 
§ 4 

Zulagen für Personen in kirchenleitenden Ämtern 
(Zu § 6 Absatz 2 BVG-EKD) 

 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die zur Kirchenpräsidentin oder zum Kirchenpräsidenten gewählt werden, 
erhalten vom Beginn des Monats ab, in dem sie ihr Amt übernommen haben, für die Dauer der Ausübung 
dieses Amtes, eine widerrufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe des jeweiligen Unterschieds 
zwischen dem bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe 
B 7 des Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer, die zur Stellvertreterin oder zum Stellvertreter der Kirchenpräsidentin oder 
des Kirchenpräsidenten gewählt werden, erhalten vom Beginn des Monats ab, in dem sie ihr Amt über-
nommen haben, für die Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine widerrufliche ruhegehaltfähige Stellen-
zulage in Höhe des jeweiligen Unterschieds zwischen dem bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 
und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 5 des Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer, die in das Amt einer theologischen Dezernentin oder eines theologischen 
Dezernenten gewählt werden, erhalten vom Beginn des Monats ab, in dem sie ihr Amt übernommen ha-
ben, für die Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine widerrufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in Hö-
he des jeweiligen Unterschieds zwischen dem bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und dem 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 3 des Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer, die in das Amt einer Pröpstin oder eines Propstes gewählt werden, erhalten 
vom Beginn des Monats ab, in dem sie ihr Amt übernommen haben, für die Dauer der Ausübung dieses 
Amtes, eine widerrufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe des jeweiligen Unterschieds zwischen 
dem bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 16 des 
Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(5) Übernimmt die Leiterin der Kirchenverwaltung oder der Leiter der Kirchenverwaltung auch die Leitung 
eines Dezernates erhält sie oder er vom Beginn des Monats ab, in dem sie oder er das Amt übernommen 
hat, für die Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine widerrufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe 
des jeweiligen Unterschieds zwischen dem bezogenen Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 5 und dem 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 6 des Bundesbesoldungsgesetzes. Für die Ruhegehaltfähigkeit 
der Zulage findet § 14 findet entsprechend Anwendung.  
 
(6) Übernimmt eine Dezernentin oder ein Dezernent die Stellvertretung der Leiterin oder des Leiters der 
Kirchenverwaltung erhält sie oder er vom Beginn des Monats ab, in dem sie oder er die Stellvertretung 
übernommen hat, für die Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine widerrufliche ruhegehaltfähige Stellen-
zulage. Die Höhe der Stellenzulage bemisst sich bei einer theologischen Dezernentin oder einem theolo-
gischen Dezernenten nach dem jeweiligen Unterschied zwischen dem bezogenen Grundgehalt nach § 6 
Absatz 1 und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 4 des Bundesbesoldungsgesetzes. Die Höhe 
der Stellenzulage bemisst sich bei einer nicht theologischen Dezernentin oder einem nicht theologischen 
Dezernenten nach dem jeweiligen Unterschied zwischen dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 3 
und B 4 des Bundesbesoldungsgesetzes. Für die Ruhegehaltfähigkeit der Zulage für eine nicht theologi-
schen Dezernentin oder einen nicht theologischen Dezernenten findet § 14 findet entsprechend Anwen-
dung. 
 
(7) Wird eines der in den Absätzen 1 bis 4 und 6 aufgeführten Ämter vor der Wahl oder der Berufung der 
Stelleninhaberin oder des Stelleninhabers von einer Pfarrerin oder einem Pfarrer als ständige Stellvertre-
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terin oder ständigem Stellvertreter aufgrund eines besonderen Dienstauftrages hauptamtlich verwaltet, so 
kann die Kirchenleitung dieser oder diesem die dafür vorgesehenen Stellenzulagen für die Dauer der 
Wahrnehmung des Amtes, längstens bis zu dessen Übernahme durch die gewählte oder berufene Amts-
trägerin oder den gewählten oder berufenen Amtsträger widerruflich bewilligen. Bezieht die Pfarrerin oder 
der Pfarrer bereits eine der in den Absätzen 1 bis 4 und 6 vorgesehenen Stellenzulagen, so darf ihr oder 
ihm für die Zeit der Stellvertretung oder der Wahrnehmung des Dienstauftrages jeweils nur eine der Stel-
lenzulagen, und zwar die höhere gewährt werden.  
 

§ 5 
Vikarsbezüge 

(Zu § 9 Absatz 3 BVG-EKD) 
 
(1) Vikarinnen und Vikare erhalten als Vikarsbezüge einen Unterhaltszuschuss in Höhe von 60 Prozent 
der ersten Erfahrungsstufe der Besoldungsgruppe A 12. 
(2) Während des sechsmonatigen Spezialpraktikums nach der Zweiten Theologischen Prüfung wird eine 
Zulage in Höhe von 20 % des Grundgehaltes nach Absatz 1 gewährt. 
 

§ 6 
Höhe des Grundgehaltes der Pfarrerinnen und Pfarrer 

(Zu § 17 Absatz 2 BVG-EKD) 
 
(1) Das Grundgehalt richtet sich nach der Besoldungsgruppe A 13 des Bundesbesoldungsgesetzes. 
Nach einer hauptberuflichen dreizehnjährigen Dienstzeit als Pfarrerin oder Pfarrer, gerechnet ab der Be-
rufung in das Pfarrdienstverhältnis, richtet sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 14 des 
Bundesbesoldungsgesetzes. Das Grundgehalt nach der höheren Besoldungsgruppe wird vom Ersten des 
Monats an gewährt, in dem die dreizehnjährige Dienstzeit vollendet wird. 
 
(2) Auf die dreizehnjährige Dienstzeit im Sinne des Absatzes 2 sind Zeiten einer Beurlaubung im dienstli-
chen Interesse und einer Elternzeit anzurechnen. Nicht anzurechnen sind Zeiten einer Beurlaubung ohne 
Dienstbezüge, einer Beurlaubung aufgrund des Disziplinargesetzes und eines Wartestandes ohne einen 
Dienstauftrag. 
 

§ 7  
Höhe des Grundgehaltes 

der Pfarrerinnen und Pfarrer im kirchlichen Hilfsdienst 
(Zu § 17 Absatz 2 BVG-EKD) 

 
Pfarrerinnen und Pfarrer im kirchlichen Hilfsdienst erhalten ein Grundgehalt gemäß § 9 Absatz 2 des 
Kirchengesetzes über die Pfarrer im kirchlichen Hilfsdienst.  
 

§ 8  
Zuordnung der Ämter der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 

(Zu § 18 BVG-EKD) 
 
(1) Die Ämter der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten werden in die dem Amtsinhalt nach gleichen 
oder entsprechenden Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A (Aufsteigende Gehälter) und B 
(Feste Gehälter) des Bundesbesoldungsgesetzes eingeordnet.  
 
(2) Die Kirchenleitung kann im Falle eines dringenden Bedürfnisses mit Zustimmung des Finanzaus-
schusses von der vorgesehenen Eingruppierung abweichen oder eine angemessene Dienstaufwands-
entschädigung festsetzen. Die Kirchensynode ist bei ihrer nächsten Tagung zu unterrichten. 
 

§ 9 
Zulage für die Wahrnehmung eines gesamtkirchlichen Amtes 

(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 
 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die in ein gesamtkirchliches Amt gewählt oder berufen werden, können vom 
Beginn des Monats ab, in dem sie ihr Amt übernommen haben, für die Dauer der Ausübung dieses Am-
tes, auf der Basis einer Stellenbewertung eine widerrufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage erhalten. Die 
Höhe der Stellenzulage bemisst sich nach dem jeweiligen Unterschied zwischen dem bezogenen Grund-
gehalt nach § 6 Absatz 1 und der entsprechenden Erfahrungsstufe des Grundgehalts der als Richtsatz-



  Drucksache Nr. 65/17 

 

- 5 - 
 

gruppe bestimmten Besoldungsgruppe des Bundesbesoldungsgesetzes. Die Richtsatzgruppen, aus de-
nen sich die Höhe der Stellenzulage ergibt, ergeben sich aus dem Stellenplan.  
 
(2) Wird in ein gesamtkirchliches Amt vor der Wahl oder der Berufung der Stelleninhaberin oder des Stel-
leninhabers von einer Pfarrerin oder einem Pfarrer als ständige Stellvertreterin oder ständigem Stellver-
treter aufgrund eines besonderen Dienstauftrages hauptamtlich verwaltet, so kann die Kirchenleitung 
dieser oder diesem die dafür vorgesehenen Stellenzulagen für die Dauer der Wahrnehmung des Amtes, 
längstens bis zu dessen Übernahme durch die gewählte oder berufene Amtsträgerin oder den gewählten 
oder berufenen Amtsträger widerruflich bewilligen. Bezieht die Pfarrerin oder der Pfarrer bereits eine der 
in Absatz 1 vorgesehenen Stellenzulagen, so darf ihr oder ihm für die Zeit der Stellvertretung oder der 
Wahrnehmung des Dienstauftrages jeweils nur eine der Stellenzulagen, und zwar die höhere gewährt 
werden.  
 

§ 10  
Zulage für die Wahrnehmung eines höherwertigen Amtes 

(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 
 
Wird vorübergehend vertretungsweise eine höherwertige Tätigkeit übertragen, wird nach Ablauf von 
sechs Monaten der ununterbrochenen Wahrnehmung dieser Aufgabe eine nicht ruhegehaltfähige Stel-
lenzulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem bisherigen Grundgehalt und dem Grundgeh-
alt des höherwertigen Amtes gezahlt. Falls die Übertragung des höherwertigen Amtes nicht am ersten 
Tag eines Monats erfolgt, beginnt die Frist am ersten Tag des Folgemonats.  
 

§ 11  
Justizvollzugszulage 

(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 
 
Pfarrerinnen und Pfarrer, die mit einem Dienst in einer Justizvollzugsanstalt des Landes Hessen oder des 
Landes Rheinland-Pfalz beauftragt sind, erhalten eine widerrufliche nicht ruhegehaltfähige Zulage in Hö-
he der den Bediensteten in hessischen bzw. rheinland-pfälzischen Justizvollzugsanstalten zustehenden 
Zulage nach dem jeweiligen Landesbesoldungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 12  
Schwierigkeitsstellenzulagen 
(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 

 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine Pfarrstelle oder eine sonstige Planstelle mit besonderer Schwierig-
keit des Dienstes (Schwierigkeitsstelle) versehen, erhalten zum Ausgleich für die aus dem Umfang und 
der Schwierigkeit des Amtes erwachsenden besonderen Anforderungen vom Ersten des Monats des 
Dienstbeginns in dieser Stelle ab eine widerrufliche Stellenzulage (Schwierigkeitsstellenzulage). Sie be-
trägt je nach dem Grad der Schwierigkeit monatlich 143,65 Euro (Schwierigkeitsstufe A) oder monatlich 
287,30 Euro (Schwierigkeitsstufe B) und nimmt an den allgemeinen linearen Besoldungserhöhungen teil. 
Näheres regelt die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung.  
 
(2) Ein Anspruch auf Gewährung der Schwierigkeitsstellenzulage besteht nicht, solange Pfarrerinnen und 
Pfarrer vorläufig des Dienstes enthoben sind. 
 
(3) Sind Pfarrerinnen oder Pfarrer länger als drei Monate verhindert, die Schwierigkeitsstelle zu versehen, 
so ruht der Anspruch auf Zahlung der Schwierigkeitsstellenzulage vom Beginn des vierten Monats nach 
Eintritt des Hindernisses bis zum Ersten des Monats, in dem der Dienst wieder aufgenommen wird. 
 
(4) Ist aufgrund der Verhinderung die Bestellung einer ständigen Vertreterin oder eines ständigen Vertre-
ters notwendig geworden, so kann die Kirchenleitung anordnen, dass die Zulage, solange der Anspruch 
auf sie nicht besteht oder ruht, ganz oder teilweise an die Vertreterin oder den Vertreter gezahlt wird. 
Bezieht die Vertreterin oder der Vertreter bereits eine Schwierigkeitsstellenzulage, so darf ihr oder ihm für 
die Zeit der Vertretung nur eine, und zwar die höhere gewährt werden. 
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§ 13  

Dienstwohnung 
(Zu §§ 24 und 25 BVG-EKD) 

 
(1) Die Dienstwohnung ist den Pfarrerinnen und Pfarrern in dem zu der Pfarrstelle gehörenden Pfarrhaus 
oder in einem anderen der Kirchengemeinde gehörenden oder ihr zur Nutzung überlassenen Gebäude zu 
gewähren oder, wenn ein solches nicht vorhanden ist, zu mieten. Ist ein solches nicht vorhanden, ist eine 
Dienstwohnung nur für die Pfarrerin oder den Pfarrer, die Inhaberin oder der Inhaber oder Verwalterin 
oder Verwalter einer gemeindlichen Pfarrstelle ist, anzumieten. Diese Wohnung soll der Amtsstellung der 
Pfarrerin oder des Pfarrers, der Größe ihres oder seines Hausstandes und den örtlichen Verhältnissen 
entsprechen. Als Zubehör soll nach Möglichkeit ein Hausgarten in angemessener Größe ohne Anrech-
nung auf die Dienstbezüge zur Verfügung gestellt werden. 
 
(2) Wird eine Dienstwohnung gewährt, wird ein Grundbetrag sowie gegebenenfalls der Familienzuschlag 
der Stufe 1 (Verheiratetenzuschlag) vom Grundgehalt einbehalten. Der Grundbetrag beträgt 540 Euro bei 
einem Grundgehalt von A 12 (BBO), 610 Euro bei einem Grundgehalt von A 13 (BBO) und A 14 (BBO) 
sowie bei der Gewährung einer Zulage bis A 16 (BBO) und 690 Euro bei Gewährung einer Zulage nach 
der Besoldungsgruppe B. Der Betrag verringert sich entsprechend einer Einschränkung des Dienstauf-
trages. Der Grundbetrag nimmt an den allgemeinen linearen Besoldungserhöhungen teil. Sind Kinder zu 
berücksichtigen, wird der Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der jeweils maßgebenden höhe-
ren Stufe des Familienzuschlages gezahlt. 
 
(3) Wird keine Dienstwohnung gewährt oder ist eine Pfarrerin oder ein Pfarrer von der Dienstwohnungs-
pflicht befreit, wird der Grundbetrag sowie gegebenenfalls der Familienzuschlag der Stufe 1 ausgezahlt.  
 
(4) Weigert sich eine Pfarrerin oder ein Pfarrer unberechtigt, eine ihr oder ihm zugewiesene Dienstwoh-
nung zu beziehen, gilt Absatz 2. 
 
(5) Wird eine Dienstwohnung gewährt und hat auch der Ehegatte oder die Ehegattin oder der Lebens-
partner oder die Lebenspartnerin einen Anspruch auf Besoldung nach diesem Kirchengesetz, wird beiden 
Ehegatten oder Lebenspartnern nur eine gemeinsame Dienstwohnung gewährt. Absatz 2 gilt für beide 
Ehegatten oder Lebenspartner mit der Maßgabe, dass der Grundbetrag sowie der Familienzuschlag der 
Stufe 1 nur einmal einbehalten wird. 
 
(6) Die Verpflichtung zur Gewährung der Dienstwohnung trifft mangels eines anderen Verpflichteten die 
Kirchengemeinde. 
 
(7) Pfarrerinnen und Pfarrer, denen keine Dienstwohnung zugewiesen wird, können für die Anmietung 
einer Wohnung in besonderen Härtefällen eine Mietbeihilfe erhalten. Näheres regelt die Kirchenleitung 
durch Rechtsverordnung.  
 
(8) Die Dienstwohnung ist den Pfarrerinnen und Pfarrern in gebrauchsfähigem Zustand zu übergeben. 
Die Zumutbarkeit muss gewährleistet sein. Die Pfarrerinnen und Pfarrer sind für die fachgerechte Durch-
führung der laufenden Schönheitsreparaturen entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften verant-
wortlich und haben die entstehenden Kosten zu tragen. Darüber hinaus haben die Pfarrerinnen und Pfar-
rer die laufenden Betriebskosten zu tragen. Näheres regelt die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung. 
 
(9) Wird einer Pfarrerin oder einem Pfarrer, die oder der mit einem hauptamtlichen Dienst in einer diako-
nischen Einrichtung beauftragt ist, von dieser Einrichtung eine Dienstwohnung unentgeltlich zur Verfü-
gung gestellt, gilt Absatz 2 entsprechend. 
 

Teil 3 
Versorgung 

 
§ 14 

Ruhegehalt bei zeitlich befristetem Amt mit höheren Dienstbezügen 
(Zu § 6 Absatz 2, § 23 Absatz 3, § 26 Absatz 2 BVG-EKD) 

 
(1) Tritt der Versorgungsfall nicht in unmittelbarem Anschluss an die Zahlung einer Stellenzulage, die 
aufgrund der Wahrnehmung eines kirchenleitenden Amtes nach § 4 oder eines gesamtkirchlichen Amtes 
nach § 9 zustand, ein, gehört der Unterschiedsbetrag zwischen den Dienstbezügen, die die Pfarrerin oder 

http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument?id=2718#s73000016
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der Pfarrer unter Berücksichtigung der Zulage erhalten hat, und den Dienstbezügen, die sie oder er nach 
§ 6 Absatz 1 erhalten hätte, für jedes volle Jahr, für das der Pfarrerin oder dem Pfarrer die Zulage gezahlt 
worden ist, mit einem Achtel bis zu ihrem vollen Betrag zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen (§ 5 
Absatz 1 Nummer 3 BeamtVG).  
 
(2) Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer nacheinander mehrere Zulagen nach § 4 und § 9 bezogen, berech-
net sich die Gesamthöhe aus den letzten 8 Jahren des Bezuges der Zulagen. Würde sich jedoch aus der 
Bezugszeit von 8 Jahren früher bezogener Zulagen ein höheres Ruhegehalt ergeben, so werden bei den 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen diese berücksichtigt. 
 
(3) § 5 Absatz 5 Satz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes findet keine Anwendung.  
 

§ 15 
Ruhegehaltfähigkeit von Schwierigkeitsstellenzulagen  

(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 
 
(1) Die Schwierigkeitsstellenzulage ist nach einer Bezugszeit von insgesamt zehn Jahren, ruhegehaltfä-
hig.  
 
(2) Hat die Höhe der Schwierigkeitsstellenzulage infolge einer Änderung der Schwierigkeitsstufe gewech-
selt, so wird nur die zuletzt bezogene Schwierigkeitsstellenzulage bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
gen berücksichtigt. Würde sich jedoch aus einer früher bezogenen Schwierigkeitsstellenzulage ein höhe-
res Ruhegehalt ergeben, so wird bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen und der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit nur die früher bezogene Schwierigkeitsstellenzulage berücksichtigt. 
 
(3) Der Anspruch auf Ruhegehalt aus der Schwierigkeitsstellenzulage wird durch § 14 Absatz 2 nicht 
berührt. 
 

§ 16  
Nichtanwendung von Bestimmungen des Beamtenversorgungsgesetzes  

(Zu § 16 Absatz 8 BVG-EKD) 
 
In besonderen Fällen der Beurlaubung kann zur Sicherung einer höheren Gesamtversorgung durch Ver-
einbarung einer anderen Alterssicherung anstelle der beamtenrechtlichen Versorgung von der Anwen-
dung der §§ 53a bis 56 des Beamtenversorgungsgesetzes abgesehen werden.  
 

Teil 4  
Haushaltsrechtliche Vorschriften  

 
§ 17 

Ausweisung der Dienstbezüge im Haushaltsplan 
 
(1) Dienstbezüge einschließlich der Zulagen und Dienstaufwandsentschädigungen dürfen nur aufgrund 
kirchengesetzlicher Bestimmungen festgesetzt werden und sind im Haushaltsplan auszuweisen. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht im Ausnahmefall des § 8 Absatz 2. 
 

§ 18 
Ausweisung der Kirchenbeamtenstellen im Haushaltsplan 

 
(1) Die Stellen der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind in einer Anlage zum Haushaltsplan 
(Stellenplan) nach ihrer Anzahl unter Angabe der Amtsbezeichnungen, der Besoldungsgruppen sowie 
etwaiger Zulagen und Dienstaufwandsentschädigungen auszuweisen. 
 
(2) Im Falle des § 8 Absatz 2 ist die Stelle erforderlichenfalls in einem Nachtragshaushaltsplan nachzu-
weisen. 
 
 
  

http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument/id/2718#s73000015
http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument?id=2670&section=80000011#s80000011
http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument?id=2670&section=80000011#s80000011
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§ 19 

Verleihung eines Amtes 
 
(1) Ein Amt darf nur mit der Einweisung in eine besetzbare Planstelle verliehen werden. Die Stelle muss 
der Vorbildung und der Ausbildung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten (Laufbahn) entspre-
chen. 
 
(2) Die im Stellenplan vorgesehenen Stellen dürfen, soweit die dienstlichen Belange es zulassen und 
gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen, auch mit Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten einer 
niedrigeren Besoldungsgruppe derselben Laufbahn besetzt werden. 
 

§ 20 
Einweisung in eine Planstelle 

 
(1) Eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter, der oder dem ein Amt mit höherem Endgrundgehalt 
übertragen wird, kann mit Wirkung vom Ersten des Monats, in dem die Übertragung wirksam geworden 
ist, in die entsprechende Planstelle eingewiesen werden, wenn sie zu diesem Zeitpunkt besetzbar ist. 
 
(2) Hat die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte die Obliegenheiten dieser oder einer gleichartigen 
Stelle mindestens in den drei letzten Monaten vor der Übertragung tatsächlich wahrgenommen und war 
die Stelle, in die sie oder er eingewiesen werden soll, während dieser Zeit besetzbar, so kann sie oder er 
mit Rückwirkung von höchstens drei Monaten in die Stelle eingewiesen werden. 
 

Teil 5 
Übergangsbestimmungen 

 
§ 21 

Besoldungsüberleitung aufgrund Besoldungsüberleitungsgesetz 2009 
 
Die §§ 1 bis 3 des Besoldungsüberleitungsgesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 2009 S. 221) finden 
mit den Maßgaben entsprechende Anwendung, dass statt des 30. Juni 2009 der 1. April 2010 einzuset-
zen ist und dass statt der für Juni 2009 zustehenden Dienstbezüge die für März 2010 zustehenden 
Dienstbezüge einzusetzen sind.  
 

 
Artikel 3 

 
Änderung des Kirchenverwaltungsgesetzes 

 
Das Kirchenverwaltungsgesetz vom 16. Mai 2003 (ABl. 2003 S. 322), zuletzt geändert am 14. Mai 2011 
(ABl. 2011 S. 186), wird wie folgt geändert:  

1. § 11 Absatz 5 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
„Wird die Leiterin oder der Leiter der Kirchenverwaltung wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand 
versetzt, ist § 14 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 des Beamtenversorgungsgesetzes nicht anzuwenden, 
wenn sie oder er nach Ablauf ihrer oder seiner ersten Amtszeit ihr oder sein Amt weitergeführt hat-
te.“ 

 
2. § 11 Absatz 7 wird aufgehoben.  
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Artikel 4 

 
Änderung des Ausführungsgesetzes zum  

Pfarrdienstgesetz der EKD 
 

Das Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der EKD vom 23. November 2012 (ABl. 2013 S. 30), zu-
letzt geändert am 26. November 2015 (ABl. 2015 S. 377) wird wie folgt geändert:  
 
Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 
 

„10a 
Mandatsbewerbung 

(Zu § 35 Abs. 2 PfDG.EKD) 
 

Für die Dauer der Beurlaubung nach § 35 Abs. 2 PfDG.EKD werden die Dienstbezüge belassen.“ 
 
 

Artikel 5 
 

Änderung der Kandidatenordnung 
 

Die Kandidatenordnung vom 10. Juni 2003, (ABl. 2003 S. 380), zuletzt geändert am 26. November 2015 
(ABl. 2015 S. 377), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 3 wird nach Absatz 4 folgender Absatz 5 eingefügt: 
 
„(5) Für die Vikarsbezüge gilt § 42 des Pfarrdienstgesetzes der EKD entsprechend.“ 
 
2. § 8 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„§ 8 

Schutz und Fürsorge 
(1) Für den Schutz und die Fürsorge der Pfarramtskandidatinnen und Pfarramtskandidaten gelten 
§§ 47, 49 des Pfarrdienstgesetz der EKD entsprechend.  
(2) Pfarramtskandidatinnen und -kandidaten haben Anspruch auf Erstattung von Auslagen für 
Dienstreisen und Dienstgänge (Reisekosten) nach den jeweils geltenden Vorschriften. Während 
des Spezialpraktikums nach dem Zweiten Theologischen Examen richten sich die Ansprüche nach 
den Regelungen der Einsatzstelle. 
(3) Pfarramtskandidatinnen und -kandidaten haben Anspruch auf einen einmaligen Zuschuss zur 
Anschaffung eines Talars in Höhe von 250,- Euro. Dem Antrag ist die Rechnung beizufügen. Der 
Anspruch erlischt nach Ablauf eines Jahres nach der Anschaffung. 
(4) Kosten für den privaten Telefonanschluss werden nicht erstattet. Wird das private Telefon 
dienstlich genutzt, so ist der jeweilige Einsatzbereich zur Erstattung der entstehenden Kosten ver-
pflichtet. 
(6) Es besteht kein Anspruch auf Erstattung der Kosten für Wohnungssuche und Miete.“ 

 
3. Nach § 8 werden folgende §§ 8a und 8b eingefügt: 
 

„§ 8a 
Kinderbetreuungskostenzuschuss 

(1) Pfarramtskandidatinnen und Pfarramtskandidaten haben Anspruch auf einen Kinderbetreu-
ungskostenzuschuss zu den von ihnen zusätzlich aufzuwendenden Kosten für die Betreuung von 
Kindern während ihrer Präsenzzeiten im Theologischen Seminar. 
(2) Auf Antrag der Pfarramtskandidatin oder des Pfarramtskandidaten wird ein Zuschuss von 20 
Euro pro Seminartag (maximal 100 Euro pro Woche und 500 Euro pro Monat) für die Kinderbe-
treuung gewährt, wenn mit ihr oder ihm mindestens ein Kind unter 12 Jahren in häuslicher Ge-
meinschaft lebt, das von ihr oder ihm selbst betreut und erzogen wird. 
(3) Dem Antrag sind als Nachweis einmalig die Geburtsurkunde des Kindes und jeweils eine Be-
scheinigung des Theologischen Seminars über die Anwesenheit während der Präsenzzeiten im 
Theologischen Seminar beizufügen. 
(4) Der Anspruch erlischt nach Ablauf eines Jahres. 
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§ 8b 

Umzugskostenbeihilfe 
(1) Für einen von der Kirchenverwaltung angeordneten Umzug aus Anlass der Aufnahme in den 
praktischen Vorbereitungsdienst und der Einweisung in das Vikariat erhalten Pfarramtskandidatin-
nen und Pfarramtskandidaten auf Antrag eine pauschale Umzugskostenbeihilfe. 
(2) Die Umzugskostenbeihilfe beträgt: 
 
a) bei einer Entfernung von 

weniger als 20 km 
260,00 € 

b) bei einer Entfernung von 
mehr als 20 km 

380,00 € 

c) für die Ehegattin oder den Ehegatten oder die Leben-
spartnerin oder den Lebenspartner 
zusätzlich 

150,00 € 

d) für jedes weitere Familienmitglied 
zusätzlich 

30,00 €. 

 
Maßgebend für die Bestimmung der Entfernung ist der Entfernungsanzeiger für Beförderungen im 
Umzugsverkehr. 
(3) Als Mitglieder der Familie im Sinne von Absatz 2 Buchstabe d gelten die Kinder, Pflegekinder 
und Stiefkinder, mit denen die Pfarramtskandidatin oder Pfarramtskandidat vor und nach dem Um-
zug nicht nur vorübergehend in häuslicher Gemeinschaft leben. 
(4) Ziehen verheiratete oder verpartnerte Pfarramtskandidatinnen und Pfarramtskandidaten, die 
beide dem Grunde nach antragsberechtigt sind, in eine gemeinsame Wohnung, so wird die Um-
zugskostenbeihilfe jedem von ihnen zur Hälfte gezahlt. Bei einem Einzug in die gemeinsame Woh-
nung aus zwei bisher getrennten Haushalten wird bei der Berechnung der Umzugskostenbeihilfe 
der Betrag gemäß Absatz 2 Buchstabe a oder Buchstabe b zweimal berücksichtigt; in diesem Falle 
entfällt der Betrag gemäß Absatz 2 Buchstabe c.“ 

 
4. In § 12 Absatz 5 wird Satz 2 wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 97 des Pfarrdienstgesetzes der EKD gilt entsprechend.“ 
 
 

Artikel 6 
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
(1) Artikel 1 tritt am Tag nach der Verkündung im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Hessen und 
Nassau in Kraft. 
 
(2) Im Übrigen tritt dieses Kirchengesetz an dem Tag in Kraft, zu dem das Besoldungs- und Versor-
gungsgesetz der EKD vom 12. November 2014 für die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau in 
Kraft tritt. Diesen Zeitpunkt bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verord-
nung. Gleichzeitig treten das Pfarrbesoldungsgesetz vom 26. November 2003 (ABl. 2004 S. 2), zuletzt 
geändert am 22. November 2014 (ABl. 2014 S. 521), das Kirchenbeamtenbesoldungsgesetz vom 5. Ok-
tober 1978 (ABl. 1978 S. 163), zuletzt geändert am 22. November 2014 (ABl. 2014 S. 521), das Kirchli-
che Besoldungsüberleitungsgesetz vom 28. November 2009 (ABl. 2010 S. 18, 22), zuletzt geändert am 
14. Mai 2011 (ABl. 2011 S. 185), das Kirchengesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet der Besoldung der 
Pfarrer und Pfarrer im kirchlichen Hilfsdienst vom 16. März 1970 (ABl. 1970 S. 96) und die Verwaltungs-
verordnung über den Unterhaltszuschuss der Pfarramtskandidatinnen und –kandidaten vom 16. Mai 2000 
(ABl. 2000 S. 172), zuletzt geändert am 25. Februar 2016 (ABl. 2016 S. 128), außer Kraft. 

http://www.kirchenrecht-ekhn.de/kabl/30644.pdf#page=29
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Fassung der 1. Lesung 

 

 
Änderungsvorschläge 

des Rechtsausschusses 
Sitzung am 29.05., 26.06., 30.06., 21.08.  

und 04.09.2017 
 

 
Anmerkungen 

 
Kirchengesetz 

über die Zustimmung und 
über die Ausführungsbestimmungen 

zum Besoldungs- und Versorgungsgesetz 
der EKD 

Vom... 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau hat das folgende Kirchen-
gesetz beschlossen: 

 

 
Kirchengesetz 

über die Zustimmung und 
über die Ausführungsbestimmungen 

zum Besoldungs- und Versorgungsgesetz 
der EKD 

Vom... 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau hat das folgende Kirchen-
gesetz beschlossen: 

 

 
 

 

Artikel 1 

Zustimmung zum Pfarrdienstgesetz der EKD 

Dem Kirchengesetz über die Besoldung und 
Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie 
der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in 
der Evangelischen Kirche in Deutschland (Be-
soldungs- und Versorgungsgesetz der EKD – 
BVG-EKD) vom 12. November 2014 (ABl. EKD 
2014 S. 346), zuletzt geändert am 8. November 
2016 (ABl. EKD 2016 S. 325), wird zugestimmt. 

 

 

Artikel 1 

Zustimmung zum Pfarrdienstgesetz der EKD 

Dem Kirchengesetz über die Besoldung und 
Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie 
der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in 
der Evangelischen Kirche in Deutschland (Be-
soldungs- und Versorgungsgesetz der EKD – 
BVG-EKD) vom 12. November 2014 (ABl. EKD 
2014 S. 346), zuletzt geändert am 8. November 
2016 (ABl. EKD 2016 S. 325), wird zugestimmt. 
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Artikel 2 

Ausführungsgesetz 
zum Besoldungs- und Versorgungsgesetz 

der EKD (BVGAG) 

 
Teil 1  

Allgemeiner Teil 
 

§ 1 
Geltungsbereich 
(Zu § 1 BVG-EKD) 

 
Dieses Kirchengesetz gilt für die jeweils in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ste-
henden Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrerinnen 
und Pfarrer im kirchlichen Hilfsdienst, Vikarin-
nen und Vikare, Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte sowie Anwärterinnen und Anwär-
ter. 

 

Artikel 2 

Ausführungsgesetz 
zum Besoldungs- und Versorgungsgesetz 

der EKD (BVGAG) 

 
Teil 1  

Allgemeiner Teil 
 

§ 1 
Geltungsbereich 
(Zu § 1 BVG-EKD) 

 
Dieses Kirchengesetz gilt für die jeweils in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ste-
henden Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrerinnen 
und Pfarrer im kirchlichen Hilfsdienst, Vikarin-
nen und Vikare, Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte sowie Anwärterinnen und Anwär-
ter. 

 

 
§ 2 

Verzichtsmöglichkeit 
(Zu § 7 BVG-EKD) 

 
(1) Die Empfängerinnen und Empfänger von 
Dienst- oder Versorgungsbezügen können 
wahlweise auf die nachstehend bezeichneten 
Teile ihrer Bezüge verzichten: 
1. zahlenmäßig oder prozentual bestimmte 

Monats- oder Jahresbeträge, 
2.  gesetzlich bestimmte Bestandteile der Be-

züge oder Teile hiervon, 
3.  Erhöhungsbeträge aus einer allgemeinen 

Erhöhung der Bezüge. 
Für die Dauer des Verzichts vermindert sich der 
Anspruch auf Dienst- oder Versorgungsbezüge 

 
§ 2 

Verzichtsmöglichkeit 
(Zu § 7 BVG-EKD) 

 
(1) Die Empfängerinnen und Empfänger von 
Dienst- oder Versorgungsbezügen können 
wahlweise auf die nachstehend bezeichneten 
Teile ihrer Bezüge verzichten: 
1. zahlenmäßig oder prozentual bestimmte 

Monats- oder Jahresbeträge, 
2.  gesetzlich bestimmte Bestandteile der Be-

züge oder Teile hiervon, 
3.  Erhöhungsbeträge aus einer allgemeinen 

Erhöhung der Bezüge. 
Für die Dauer des Verzichts vermindert sich der 
Anspruch auf Dienst- oder Versorgungsbezüge 
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entsprechend. 
 
(2) Die Verzichtserklärung bedarf der Schrift-
form und muss die Geltungsdauer sowie den 
Gegenstand des Verzichts angeben. Sie darf 
nicht an bestimmte Bedingungen gebunden 
sein. Sie ist unmittelbar gegenüber der nach 
Absatz 3 zuständigen Dienstbehörde abzuge-
ben. 
 
(3) Die Verzichtserklärung bedarf der Annahme 
durch die zuständige Dienstbehörde. Die An-
nahme der Erklärung kann aus wichtigem 
Grund abgelehnt oder widerrufen werden. 
 
(4) Die oder der Berechtigte kann die Ver-
zichtserklärung durch schriftliche Erklärung 
gegenüber der zuständigen Dienstbehörde 
sechs Monate im Voraus zum Ablauf eines 
Monats widerrufen. Die zuständige Dienstbe-
hörde kann in Härtefällen einen Widerruf inner-
halb kürzerer Fristen, jedoch nicht unter zwei 
Monaten, zulassen. Die Verzichtserklärung 
erlischt mit dem Tode der oder des Berechtig-
ten. 
 
(5) Der Verzicht ist bei der Festsetzung der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht zu be-
rücksichtigen. 
 
(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Ver-
zicht auf vermögenswirksame Leistungen und 
Jubiläumsgaben. 

entsprechend. 
 
(2) Die Verzichtserklärung bedarf der Schrift-
form und muss die Geltungsdauer sowie den 
Gegenstand des Verzichts angeben. Sie darf 
nicht an bestimmte Bedingungen gebunden 
sein. Sie ist unmittelbar gegenüber der nach 
Absatz 3 zuständigen Dienstbehörde abzuge-
ben. 
 
(3) Die Verzichtserklärung bedarf der Annahme 
durch die zuständige Dienstbehörde. Die An-
nahme der Erklärung kann aus wichtigem 
Grund abgelehnt oder widerrufen werden. 
 
(4) Die oder der Berechtigte kann die Ver-
zichtserklärung durch schriftliche Erklärung 
gegenüber der zuständigen Dienstbehörde 
sechs Monate im Voraus zum Ablauf eines 
Monats widerrufen. Die zuständige Dienstbe-
hörde kann in Härtefällen einen Widerruf inner-
halb kürzerer Fristen, jedoch nicht unter zwei 
Monaten, zulassen. Die Verzichtserklärung 
erlischt mit dem Tode der oder des Berechtig-
ten. 
 
(5) Der Verzicht ist bei der Festsetzung der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht zu be-
rücksichtigen. 
 
(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Ver-
zicht auf vermögenswirksame Leistungen und 
Jubiläumsgaben. 
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§ 3 

Zuständigkeiten 
(Zu § 12 BVG-EKD) 

 
Für Entscheidungen nach dem Besoldungs- 
und Versorgungsgesetz der EKD und für Ent-
scheidungen, die nach dem Bundesrecht von 
Regierungen, Ministerien, obersten Dienstbe-
hörden oder obersten Rechtsaufsichtsbehörden 
zu treffen sind, ist die Kirchenleitung oder die 
von ihr benannte Stelle zuständig. 

 
§ 3 

Zuständigkeiten 
(Zu § 12 BVG-EKD) 

 
Für Entscheidungen nach dem Besoldungs- 
und Versorgungsgesetz der EKD und für Ent-
scheidungen, die nach dem Bundesrecht von 
Regierungen, Ministerien, obersten Dienstbe-
hörden oder obersten Rechtsaufsichtsbehörden 
zu treffen sind, ist die Kirchenleitung oder die 
von ihr benannte Stelle zuständig. 

 

 
Teil 2 

Besoldung 
 

§ 4 
Zulagen für Personen in kirchenleitenden 

Ämtern 
(Zu § 6 Absatz 2 BVG-EKD) 

 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die zur Kirchen-
präsidentin oder zum Kirchenpräsidenten ge-
wählt werden, erhalten vom Beginn des Monats 
ab, in dem sie ihr Amt übernommen haben, für 
die Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine 
widerrufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in 
Höhe des jeweiligen Unterschieds zwischen 
dem bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 
und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 
7 des Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer, die zur Stellvertre-
terin oder zum Stellvertreter der Kirchenpräsi-
dentin oder des Kirchenpräsidenten gewählt 
werden, erhalten vom Beginn des Monats ab, in 
dem sie ihr Amt übernommen haben, für die 
Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine wider-
rufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe 

 
Teil 2 

Besoldung 
 

§ 4 
Zulagen für Personen in kirchenleitenden 

Ämtern 
(Zu § 6 Absatz 2 BVG-EKD) 

 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die zur Kirchen-
präsidentin oder zum Kirchenpräsidenten ge-
wählt werden, erhalten vom Beginn des Monats 
ab, in dem sie ihr Amt übernommen haben, für 
die Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine 
widerrufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in 
Höhe des jeweiligen Unterschieds zwischen 
dem bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 
und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 
7 des Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer, die zur Stellvertre-
terin oder zum Stellvertreter der Kirchenpräsi-
dentin oder des Kirchenpräsidenten gewählt 
werden, erhalten vom Beginn des Monats ab, in 
dem sie ihr Amt übernommen haben, für die 
Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine wider-
rufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe 
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des jeweiligen Unterschieds zwischen dem 
bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und 
dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 5 
des Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer, die in das Amt 
einer theologischen Dezernentin oder eines 
theologischen Dezernenten gewählt werden, 
erhalten vom Beginn des Monats ab, in dem sie 
ihr Amt übernommen haben, für die Dauer der 
Ausübung dieses Amtes, eine widerrufliche 
ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe des 
jeweiligen Unterschieds zwischen dem bezoge-
nen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und dem 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer, die in das Amt 
einer Pröpstin oder eines Propstes gewählt 
werden, erhalten vom Beginn des Monats ab, in 
dem sie ihr Amt übernommen haben, für die 
Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine wider-
rufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe 
des jeweiligen Unterschieds zwischen dem 
bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und 
dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 16 
des Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(5) Übernimmt die Leiterin der Kirchenverwal-
tung oder der Leiter der Kirchenverwaltung 
auch die Leitung eines Dezernates erhält sie 
oder er vom Beginn des Monats ab, in dem sie 
oder er das Amt übernommen hat, für die Dauer 
der Ausübung dieses Amtes, eine widerrufliche 
ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe des 
jeweiligen Unterschieds zwischen dem bezoge-
nen Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 5 
und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe 
B 6 des Bundesbesoldungsgesetzes. Für die 

des jeweiligen Unterschieds zwischen dem 
bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und 
dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 5 
des Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer, die in das Amt 
einer theologischen Dezernentin oder eines 
theologischen Dezernenten gewählt werden, 
erhalten vom Beginn des Monats ab, in dem sie 
ihr Amt übernommen haben, für die Dauer der 
Ausübung dieses Amtes, eine widerrufliche 
ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe des 
jeweiligen Unterschieds zwischen dem bezoge-
nen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und dem 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer, die in das Amt 
einer Pröpstin oder eines Propstes gewählt 
werden, erhalten vom Beginn des Monats ab, in 
dem sie ihr Amt übernommen haben, für die 
Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine wider-
rufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe 
des jeweiligen Unterschieds zwischen dem 
bezogenen Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und 
dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 16 
des Bundesbesoldungsgesetzes. 
 
(5) Übernimmt die Leiterin der Kirchenverwal-
tung oder der Leiter der Kirchenverwaltung 
auch die Leitung eines Dezernates erhält sie 
oder er vom Beginn des Monats ab, in dem sie 
oder er das Amt übernommen hat, für die Dauer 
der Ausübung dieses Amtes, eine widerrufliche 
ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe des 
jeweiligen Unterschieds zwischen dem bezoge-
nen Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 5 
und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe 
B 6 des Bundesbesoldungsgesetzes. Für die 
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Ruhegehaltfähigkeit der Zulage findet § 14 fin-
det entsprechend Anwendung.  
 
(6) Übernimmt eine Dezernentin oder ein De-
zernent die Stellvertretung der Leiterin oder des 
Leiters der Kirchenverwaltung erhält sie oder er 
vom Beginn des Monats ab, in dem sie oder er 
die Stellvertretung übernommen hat, für die 
Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine wider-
rufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage. Die 
Höhe der Stellenzulage bemisst sich bei einer 
theologischen Dezernentin oder einem theolo-
gischen Dezernenten nach dem jeweiligen Un-
terschied zwischen dem bezogenen Grundgeh-
alt nach § 6 Absatz 1 und dem Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe B 4 des Bundesbesol-
dungsgesetzes. Die Höhe der Stellenzulage 
bemisst sich bei einer nicht theologischen De-
zernentin oder einem nicht theologischen De-
zernenten nach dem jeweiligen Unterschied 
zwischen dem Grundgehalt der Besoldungs-
gruppe B 3 und B 4 des Bundesbesoldungsge-
setzes. Für die Ruhegehaltfähigkeit der Zulage 
für eine nicht theologischen Dezernentin oder 
einen nicht theologischen Dezernenten findet 
§ 14 findet entsprechend Anwendung. 

 

Ruhegehaltfähigkeit der Zulage findet § 14 fin-
det entsprechend Anwendung.  
 
(6) Übernimmt eine Dezernentin oder ein De-
zernent die Stellvertretung der Leiterin oder des 
Leiters der Kirchenverwaltung erhält sie oder er 
vom Beginn des Monats ab, in dem sie oder er 
die Stellvertretung übernommen hat, für die 
Dauer der Ausübung dieses Amtes, eine wider-
rufliche ruhegehaltfähige Stellenzulage. Die 
Höhe der Stellenzulage bemisst sich bei einer 
theologischen Dezernentin oder einem theolo-
gischen Dezernenten nach dem jeweiligen Un-
terschied zwischen dem bezogenen Grundgeh-
alt nach § 6 Absatz 1 und dem Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe B 4 des Bundesbesol-
dungsgesetzes. Die Höhe der Stellenzulage 
bemisst sich bei einer nicht theologischen De-
zernentin oder einem nicht theologischen De-
zernenten nach dem jeweiligen Unterschied 
zwischen dem Grundgehalt der Besoldungs-
gruppe B 3 und B 4 des Bundesbesoldungsge-
setzes. Für die Ruhegehaltfähigkeit der Zulage 
für eine nicht theologischen Dezernentin oder 
einen nicht theologischen Dezernenten findet 
§ 14 findet entsprechend Anwendung. 
 
(7) Wird eines der in den Absätzen 1 bis 4 
und 6 aufgeführten Ämter vor der Wahl oder 
der Berufung der Stelleninhaberin oder des 
Stelleninhabers von einer Pfarrerin oder 
einem Pfarrer als ständige Stellvertreterin 
oder ständigem Stellvertreter aufgrund ei-
nes besonderen Dienstauftrages hauptamt-
lich verwaltet, so kann die Kirchenleitung 
dieser oder diesem die dafür vorgesehenen 
Stellenzulagen für die Dauer der Wahrneh-
mung des Amtes, längstens bis zu dessen 
Übernahme durch die gewählte oder berufe-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Die Vorschrift entspricht § 17 Abs. 5 PfBesG. 
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ne Amtsträgerin oder den gewählten oder 
berufenen Amtsträger widerruflich bewilli-
gen. Bezieht die Pfarrerin oder der Pfarrer 
bereits eine der in den Absätzen 1 bis 4 und 
6 vorgesehenen Stellenzulagen, so darf ihr 
oder ihm für die Zeit der Stellvertretung oder 
der Wahrnehmung des Dienstauftrages je-
weils nur eine der Stellenzulagen, und zwar 
die höhere gewährt werden.  

 
§ 5 

Vikarsbezüge 
(Zu § 9 Absatz 3 BVG-EKD) 

 
Vikarinnen und Vikare erhalten als Vikarsbezü-
ge einen Unterhaltszuschuss gemäß Verwal-
tungsverordnung über den Unterhaltszuschuss 
der Pfarramtskandidatinnen und -kandidaten. 
 

 
§ 5 

Vikarsbezüge 
(Zu § 9 Absatz 3 BVG-EKD) 

 
(1) Vikarinnen und Vikare erhalten als Vikars-
bezüge einen Unterhaltszuschuss in Höhe 
von 60 Prozent der ersten Erfahrungsstufe 
der Besoldungsgruppe A 12. 
 
(2) Während des sechsmonatigen Spezial-
praktikums nach der Zweiten Theologischen 
Prüfung wird eine Zulage in Höhe von 20 % 
des Grundgehaltes nach Absatz 1 gewährt. 

 

 

 

 § 9 Abs. 1 BVG.EKD bestimmt: „Die Evan-

gelische Kirche in Deutschland, die 

Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-

menschlüsse können durch Kirchengesetz 

je für ihren Bereich die Besoldungshöhe 

abweichend vom Bundesrecht bestimmen.“ 

Deshalb sind auch die Vikarsbezüge zu-

künftig im Gesetz zu regeln. Inhaltlich ent-

spricht die Regelung der geltenden Rege-

lung (§ 2 Abs. 2 und § 3 Verwaltungsver-

ordnung über den Unterhaltszuschuss der 

Pfarramtskandidatinnen und –kandidaten). 

 
§ 6 

Höhe des Grundgehaltes der Pfarrerinnen 
und Pfarrer 

(Zu § 17 Absatz 2 BVG-EKD) 
 
(1) Das Grundgehalt richtet sich nach der Be-
soldungsgruppe A 13 des Bundesbesoldungs-
gesetzes. Nach einer hauptberuflichen drei-
zehnjährigen Dienstzeit als Pfarrerin oder Pfar-

 
§ 6 

Höhe des Grundgehaltes der Pfarrerinnen 
und Pfarrer 

(Zu § 17 Absatz 2 BVG-EKD) 
 
(1) Das Grundgehalt richtet sich nach der Be-
soldungsgruppe A 13 des Bundesbesoldungs-
gesetzes. Nach einer hauptberuflichen drei-
zehnjährigen Dienstzeit als Pfarrerin oder Pfar-
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rer, gerechnet ab der Berufung in das Pfarr-
dienstverhältnis, richtet sich das Grundgehalt 
nach der Besoldungsgruppe A 14 des Bundes-
besoldungsgesetzes. Das Grundgehalt nach 
der höheren Besoldungsgruppe wird vom Ers-
ten des Monats an gewährt, in dem die drei-
zehnjährige Dienstzeit vollendet wird. 
 
(2) Auf die dreizehnjährige Dienstzeit im Sinne 
des Absatzes 2 sind Zeiten einer Beurlaubung 
im dienstlichen Interesse und einer Elternzeit 
anzurechnen. Nicht anzurechnen sind Zeiten 
einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, einer 
Beurlaubung aufgrund des Disziplinargesetzes 
und eines Wartestandes ohne einen Dienstauf-
trag. 

rer, gerechnet ab der Berufung in das Pfarr-
dienstverhältnis, richtet sich das Grundgehalt 
nach der Besoldungsgruppe A 14 des Bundes-
besoldungsgesetzes. Das Grundgehalt nach 
der höheren Besoldungsgruppe wird vom Ers-
ten des Monats an gewährt, in dem die drei-
zehnjährige Dienstzeit vollendet wird. 
 
(2) Auf die dreizehnjährige Dienstzeit im Sinne 
des Absatzes 2 sind Zeiten einer Beurlaubung 
im dienstlichen Interesse und einer Elternzeit 
anzurechnen. Nicht anzurechnen sind Zeiten 
einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, einer 
Beurlaubung aufgrund des Disziplinargesetzes 
und eines Wartestandes ohne einen Dienstauf-
trag. 

 
§ 7  

Höhe des Grundgehaltes 
der Pfarrerinnen und Pfarrer im kirchlichen 

Hilfsdienst 
(Zu § 17 Absatz 2 BVG-EKD) 

 
Pfarrerinnen und Pfarrer im kirchlichen Hilfs-
dienst erhalten ein Grundgehalt gemäß § 9 
Absatz 2 des Kirchengesetzes über die Pfarrer 
im kirchlichen Hilfsdienst.  

 
§ 7  

Höhe des Grundgehaltes 
der Pfarrerinnen und Pfarrer im kirchlichen 

Hilfsdienst 
(Zu § 17 Absatz 2 BVG-EKD) 

 
Pfarrerinnen und Pfarrer im kirchlichen Hilfs-
dienst erhalten ein Grundgehalt gemäß § 9 
Absatz 2 des Kirchengesetzes über die Pfarrer 
im kirchlichen Hilfsdienst. 

 

 
§ 8  

Zuordnung der Ämter der Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten 

(Zu § 18 BVG-EKD) 
 
(1) Die Ämter der Kirchenbeamten werden in 
die dem Amtsinhalt nach gleichen oder ent-
sprechenden Besoldungsgruppen der Besol-
dungsordnungen A (Aufsteigende Gehälter) und 
B (Feste Gehälter) des Bundesbesoldungsge-
setzes eingeordnet.  

 
§ 8  

Zuordnung der Ämter der Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten 

(Zu § 18 BVG-EKD) 
 
(1) Die Ämter der Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten werden in die dem Amtsinhalt 
nach gleichen oder entsprechenden Besol-
dungsgruppen der Besoldungsordnungen A 
(Aufsteigende Gehälter) und B (Feste Gehälter) 
des Bundesbesoldungsgesetzes eingeordnet.  

 

 

 Geschlechtergerechte Formulierung 
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(2) Die Kirchenleitung kann im Falle eines drin-
genden Bedürfnisses mit Zustimmung des Fi-
nanzausschusses von der vorgesehenen Ein-
gruppierung abweichen oder eine angemesse-
ne Dienstaufwandsentschädigung festsetzen. 
Die Kirchensynode ist bei ihrer nächsten Ta-
gung zu unterrichten. 

 
(2) Die Kirchenleitung kann im Falle eines drin-
genden Bedürfnisses mit Zustimmung des Fi-
nanzausschusses von der vorgesehenen Ein-
gruppierung abweichen oder eine angemesse-
ne Dienstaufwandsentschädigung festsetzen. 
Die Kirchensynode ist bei ihrer nächsten Ta-
gung zu unterrichten. 

 
§ 9 

Zulage für die Wahrnehmung eines gesamt-
kirchlichen Amtes 

(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 
 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die in ein gesamt-
kirchliches Amt gewählt oder berufen werden, 
können vom Beginn des Monats ab, in dem sie 
ihr Amt übernommen haben, für die Dauer der 
Ausübung dieses Amtes, auf der Basis einer 
Stellenbewertung eine widerrufliche Stellenzu-
lage erhalten. Die Höhe der Stellenzulage be-
misst sich nach dem jeweiligen Unterschied 
zwischen dem bezogenen Grundgehalt nach 
§ 6 Absatz 1 und der entsprechenden Erfah-
rungsstufe des Grundgehalts der als Richtsatz-
gruppe bestimmten Besoldungsgruppe des 
Bundesbesoldungsgesetzes. Die Richtsatz-
gruppen, aus denen sich die Höhe der Stellen-
zulage ergibt, ergeben sich aus dem Stellen-
plan.  
 
(2) Wird in ein gesamtkirchliches Amt vor der 
Wahl oder der Berufung der Stelleninhaberin 
oder des Stelleninhabers von einer Pfarrerin 
oder einem Pfarrer als ständige Stellvertreterin 
oder ständigem Stellvertreter aufgrund eines 
besonderen Dienstauftrages hauptamtlich ver-
waltet, so kann die Kirchenleitung dieser oder 
diesem die dafür vorgesehenen Stellenzulagen 

 
§ 9 

Zulage für die Wahrnehmung eines gesamt-
kirchlichen Amtes 

(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 
 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die in ein gesamt-
kirchliches Amt gewählt oder berufen werden, 
können vom Beginn des Monats ab, in dem sie 
ihr Amt übernommen haben, für die Dauer der 
Ausübung dieses Amtes, auf der Basis einer 
Stellenbewertung eine widerrufliche ruhe-
gehaltfähige Stellenzulage erhalten. Die Höhe 
der Stellenzulage bemisst sich nach dem jewei-
ligen Unterschied zwischen dem bezogenen 
Grundgehalt nach § 6 Absatz 1 und der ent-
sprechenden Erfahrungsstufe des Grundgehalts 
der als Richtsatzgruppe bestimmten Besol-
dungsgruppe des Bundesbesoldungsgesetzes. 
Die Richtsatzgruppen, aus denen sich die Höhe 
der Stellenzulage ergibt, ergeben sich aus dem 
Stellenplan.  
 
(2) Wird in ein gesamtkirchliches Amt vor der 
Wahl oder der Berufung der Stelleninhaberin 
oder des Stelleninhabers von einer Pfarrerin 
oder einem Pfarrer als ständige Stellvertreterin 
oder ständigem Stellvertreter aufgrund eines 
besonderen Dienstauftrages hauptamtlich ver-
waltet, so kann die Kirchenleitung dieser oder 
diesem die dafür vorgesehenen Stellenzulagen 

 

 

 

 

 

 

 Die Ruhegehaltfähigkeit ist nach der  

Systematik des Ausführungsgesetzes in 

jedem Einzelfall gesetzlich zu bestimmen. 
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für die Dauer der Wahrnehmung des Amtes, 
längstens bis zu dessen Übernahme durch die 
gewählte oder berufene Amtsträgerin oder den 
gewählten oder berufenen Amtsträger widerruf-
lich bewilligen. Bezieht die Pfarrerin oder der 
Pfarrer bereits eine der in den Absätzen 1 bis 4 
vorgesehenen Stellenzulagen, so darf ihr oder 
ihm für die Zeit der Stellvertretung oder der 
Wahrnehmung des Dienstauftrages jeweils nur 
eine der Stellenzulagen, und zwar die höhere 
gewährt werden.  

für die Dauer der Wahrnehmung des Amtes, 
längstens bis zu dessen Übernahme durch die 
gewählte oder berufene Amtsträgerin oder den 
gewählten oder berufenen Amtsträger widerruf-
lich bewilligen. Bezieht die Pfarrerin oder der 
Pfarrer bereits eine der in Absatz 1 vorgesehe-
nen Stellenzulagen, so darf ihr oder ihm für die 
Zeit der Stellvertretung oder der Wahrnehmung 
des Dienstauftrages jeweils nur eine der Stel-
lenzulagen, und zwar die höhere gewährt wer-
den.  

 

 

 

 Redaktionelle Änderung  

 
§ 10  

Zulage für die Wahrnehmung eines höher-
wertigen Amtes 

(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 
 
Wird vorübergehend vertretungsweise eine 
höherwertige Tätigkeit übertragen, wird nach 
Ablauf von sechs Monaten der ununterbroche-
nen Wahrnehmung dieser Aufgabe eine nicht 
ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem bisherigen 
Grundgehalt und dem Grundgehalt des höher-
wertigen Amtes gezahlt. Falls die Übertragung 
des höherwertigen Amtes nicht am ersten Tag 
eines Monats erfolgt, beginnt die Frist am ers-
ten Tag des Folgemonats.  

 
§ 10  

Zulage für die Wahrnehmung eines höher-
wertigen Amtes 

(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 
 
Wird vorübergehend vertretungsweise eine 
höherwertige Tätigkeit übertragen, wird nach 
Ablauf von sechs Monaten der ununterbroche-
nen Wahrnehmung dieser Aufgabe eine nicht 
ruhegehaltfähige Stellenzulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem bisherigen 
Grundgehalt und dem Grundgehalt des höher-
wertigen Amtes gezahlt. Falls die Übertragung 
des höherwertigen Amtes nicht am ersten Tag 
eines Monats erfolgt, beginnt die Frist am ers-
ten Tag des Folgemonats.  

 

 
§ 11  

Justizvollzugszulage 
(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 

 
Pfarrerinnen und Pfarrer, die mit einem Dienst 
in einer Justizvollzugsanstalt des Landes Hes-
sen oder des Landes Rheinland-Pfalz beauf-
tragt sind, erhalten eine widerrufliche nicht ru-
hegehaltfähige Zulage in Höhe der den Be-
diensteten in hessischen bzw. rheinland-

 
§ 11  

Justizvollzugszulage 
(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 

 
Pfarrerinnen und Pfarrer, die mit einem Dienst 
in einer Justizvollzugsanstalt des Landes Hes-
sen oder des Landes Rheinland-Pfalz beauf-
tragt sind, erhalten eine widerrufliche nicht ru-
hegehaltfähige Zulage in Höhe der den Be-
diensteten in hessischen bzw. rheinland-
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pfälzischen Justizvollzugsanstalten zustehen-
den Zulage nach dem jeweiligen Landesbesol-
dungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung. 
 

pfälzischen Justizvollzugsanstalten zustehen-
den Zulage nach dem jeweiligen Landesbesol-
dungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung. 
 

 
§ 12  

Schwierigkeitsstellenzulagen 
(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 

 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine Pfarrstelle 
oder eine sonstige Planstelle mit besonderer 
Schwierigkeit des Dienstes (Schwierigkeitsstel-
le) versehen, erhalten zum Ausgleich für die 
aus dem Umfang und der Schwierigkeit des 
Amtes erwachsenden besonderen Anforderun-
gen vom Ersten des Monats des Dienstbeginns 
in dieser Stelle ab eine widerrufliche Stellenzu-
lage (Schwierigkeitsstellenzulage). Sie beträgt 
je nach dem Grad der Schwierigkeit monatlich 
143,65 Euro (Schwierigkeitsstufe A) oder mo-
natlich 287,30 Euro (Schwierigkeitsstufe B) und 
unterliegt den Erhöhungen nach den bundes-
besoldungsrechtlichen Regelungen. Näheres 
regelt die Kirchenleitung durch Rechtsverord-
nung.  
 
(2) Ein Anspruch auf Gewährung der Schwie-
rigkeitsstellenzulage besteht nicht, solange 
Pfarrerinnen und Pfarrer vorläufig des Dienstes 
enthoben sind. 
 
(3) Sind Pfarrerinnen oder Pfarrer länger als 
drei Monate verhindert, die Schwierigkeitsstelle 
zu versehen, so ruht der Anspruch auf Zahlung 
der Schwierigkeitsstellenzulage vom Beginn 
des vierten Monats nach Eintritt des Hindernis-
ses bis zum Ersten des Monats, in dem der 
Dienst wieder aufgenommen wird. 
 

 
§ 12  

Schwierigkeitsstellenzulagen 
(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 

 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine Pfarrstelle 
oder eine sonstige Planstelle mit besonderer 
Schwierigkeit des Dienstes (Schwierigkeitsstel-
le) versehen, erhalten zum Ausgleich für die 
aus dem Umfang und der Schwierigkeit des 
Amtes erwachsenden besonderen Anforderun-
gen vom Ersten des Monats des Dienstbeginns 
in dieser Stelle ab eine widerrufliche Stellenzu-
lage (Schwierigkeitsstellenzulage). Sie beträgt 
je nach dem Grad der Schwierigkeit monatlich 
143,65 Euro (Schwierigkeitsstufe A) oder mo-
natlich 287,30 Euro (Schwierigkeitsstufe B) und 
nimmt an den allgemeinen linearen Besol-
dungserhöhungen teil. Näheres regelt die 
Kirchenleitung durch Rechtsverordnung.  
 
 
(2) Ein Anspruch auf Gewährung der Schwie-
rigkeitsstellenzulage besteht nicht, solange 
Pfarrerinnen und Pfarrer vorläufig des Dienstes 
enthoben sind. 
 
(3) Sind Pfarrerinnen oder Pfarrer länger als 
drei Monate verhindert, die Schwierigkeitsstelle 
zu versehen, so ruht der Anspruch auf Zahlung 
der Schwierigkeitsstellenzulage vom Beginn 
des vierten Monats nach Eintritt des Hindernis-
ses bis zum Ersten des Monats, in dem der 
Dienst wieder aufgenommen wird. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Redaktionelle Änderung 
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(4) Ist aufgrund der Verhinderung die Bestel-
lung einer ständigen Vertreterin oder eines 
ständigen Vertreters notwendig geworden, so 
kann die Kirchenleitung anordnen, dass die 
Zulage, solange der Anspruch auf sie nicht 
besteht oder ruht, ganz oder teilweise an die 
Vertreterin oder den Vertreter gezahlt wird. 
Bezieht die Vertreterin oder der Vertreter be-
reits eine Schwierigkeitsstellenzulage, so darf 
ihr oder ihm für die Zeit der Vertretung nur eine, 
und zwar die höhere gewährt werden. 
 
(5) Die Schwierigkeitsstellenzulage ist nach 
einer Bezugszeit von insgesamt zehn Jahren, 
von denen mindestens fünf Jahre nicht unter-
brochen sein dürfen, ruhegehaltfähig. Für die 
Bemessung dieses Zeitraumes gelten Ände-
rungen der Schwierigkeitsstufen nicht als Un-
terbrechung. Der Anspruch auf Ruhegehalt aus 
der Schwierigkeitsstellenzulage wird durch § 14 
Absatz 2 nicht berührt.  

(4) Ist aufgrund der Verhinderung die Bestel-
lung einer ständigen Vertreterin oder eines 
ständigen Vertreters notwendig geworden, so 
kann die Kirchenleitung anordnen, dass die 
Zulage, solange der Anspruch auf sie nicht 
besteht oder ruht, ganz oder teilweise an die 
Vertreterin oder den Vertreter gezahlt wird. 
Bezieht die Vertreterin oder der Vertreter be-
reits eine Schwierigkeitsstellenzulage, so darf 
ihr oder ihm für die Zeit der Vertretung nur eine, 
und zwar die höhere gewährt werden. 
 
 

 

 

 

 

 

 

 Die Ruhegehaltfähigkeit der Schwierigkeits-

stellenzulage ist systematisch in Teil 3 

„Versorgung“ zu regeln (siehe unten § 15). 

 
§ 13  

Dienstwohnung 
(Zu §§ 24 und 25 BVG-EKD) 

 
(1) Die Dienstwohnung ist den Pfarrerinnen und 
Pfarrern in dem zu der Pfarrstelle gehörenden 
Pfarrhause oder in einem anderen der Kirchen-
gemeinde gehörenden oder ihr zur Nutzung 
überlassenen Gebäude zu gewähren oder, 
wenn ein solches nicht vorhanden ist, zu mie-
ten. Ist ein solches nicht vorhanden, ist eine 
Dienstwohnung nur für die Pfarrerin oder den 
Pfarrer, die Inhaberin oder der Inhaber oder 
Verwalterin oder Verwalter einer gemeindlichen 
Pfarrstelle ist, anzumieten. Diese Wohnung soll 
der Amtsstellung der Pfarrerin oder des Pfar-
rers, der Größe ihres oder seines Hausstandes 

 
§ 13  

Dienstwohnung 
(Zu §§ 24 und 25 BVG-EKD) 

 
(1) Die Dienstwohnung ist den Pfarrerinnen und 
Pfarrern in dem zu der Pfarrstelle gehörenden 
Pfarrhaus oder in einem anderen der Kirchen-
gemeinde gehörenden oder ihr zur Nutzung 
überlassenen Gebäude zu gewähren oder, 
wenn ein solches nicht vorhanden ist, zu mie-
ten. Ist ein solches nicht vorhanden, ist eine 
Dienstwohnung nur für die Pfarrerin oder den 
Pfarrer, die Inhaberin oder der Inhaber oder 
Verwalterin oder Verwalter einer gemeindlichen 
Pfarrstelle ist, anzumieten. Diese Wohnung soll 
der Amtsstellung der Pfarrerin oder des Pfar-
rers, der Größe ihres oder seines Hausstandes 

 

 

 

 Redaktionelle Änderung 
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und den örtlichen Verhältnissen entsprechen. 
Als Zubehör soll nach Möglichkeit ein Hausgar-
ten in angemessener Größe ohne Anrechnung 
auf die Dienstbezüge zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
(2) Wird eine Dienstwohnung gewährt, wird ein 
Grundbetrag sowie gegebenenfalls der Famili-
enzuschlag der Stufe 1 (Verheiratetenzuschlag) 
vom Grundgehalt einbehalten. Der Grundbetrag 
beträgt 540 Euro bei einem Grundgehalt von A 
12 (BBO), 610 Euro bei einem Grundgehalt von 
A 13 (BBO) und A 14 (BBO) sowie bei der Ge-
währung einer Zulage bis A 16 (BBO) und 690 
Euro bei Gewährung eine Zulage nach der Be-
soldungsgruppe B. Der Betrag verringert sich 
entsprechend einer Einschränkung des Dienst-
auftrages. Der Grundbetrag unterliegt den Er-
höhungen nach den bundesbesoldungsrechtli-
chen Regelungen. Sind Kinder zu berücksichti-
gen, wird der Unterschiedsbetrag zwischen der 
Stufe 1 und der jeweils maßgebenden höheren 
Stufe des Familienzuschlages gezahlt. 
 
(3) Wird keine Dienstwohnung gewährt, wird 
der Grundbetrag sowie gegebenenfalls der 
Familienzuschlag der Stufe 1 ausgezahlt. Ist die 
Weigerung einer Pfarrerin oder eines Pfarrers 
unberechtigt, eine vorhandene Dienstwohnung 
zu beziehen gilt Absatz 2. 
 
 
 
 
 
(4) Wird eine Dienstwohnung gewährt und hat 
auch der Ehegatte oder die Ehegattin oder der 
Lebenspartner oder die Lebenspartnerin einen 
Anspruch auf Besoldung nach diesem Kirchen-

und den örtlichen Verhältnissen entsprechen. 
Als Zubehör soll nach Möglichkeit ein Hausgar-
ten in angemessener Größe ohne Anrechnung 
auf die Dienstbezüge zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
(2) Wird eine Dienstwohnung gewährt, wird ein 
Grundbetrag sowie gegebenenfalls der Famili-
enzuschlag der Stufe 1 (Verheiratetenzuschlag) 
vom Grundgehalt einbehalten. Der Grundbetrag 
beträgt 540 Euro bei einem Grundgehalt von A 
12 (BBO), 610 Euro bei einem Grundgehalt von 
A 13 (BBO) und A 14 (BBO) sowie bei der Ge-
währung einer Zulage bis A 16 (BBO) und 690 
Euro bei Gewährung einer Zulage nach der 
Besoldungsgruppe B. Der Betrag verringert sich 
entsprechend einer Einschränkung des Dienst-
auftrages. Der Grundbetrag nimmt an den 
allgemeinen linearen Besoldungserhöhung-
gen teil. Sind Kinder zu berücksichtigen, wird 
der Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 
und der jeweils maßgebenden höheren Stufe 
des Familienzuschlages gezahlt. 
 
(3) Wird keine Dienstwohnung gewährt oder ist 
eine Pfarrerin oder ein Pfarrer von der 
Dienstwohnungspflicht befreit, wird der 
Grundbetrag sowie gegebenenfalls der Famili-
enzuschlag der Stufe 1 ausgezahlt.  
 
(4) Weigert sich eine Pfarrerin oder ein Pfarrer 
unberechtigt, eine ihr oder ihm zugewiesene 
Dienstwohnung zu beziehen, gilt Absatz 2. 
 
 
(5) Wird eine Dienstwohnung gewährt und hat 
auch der Ehegatte oder die Ehegattin oder der 
Lebenspartner oder die Lebenspartnerin einen 
Anspruch auf Besoldung nach diesem Kirchen-

 

 

 

 

 

 

 Redaktionelle Änderung 

 

 Redaktionelle Änderung 

 

 

 

 Ergänzung zur Klarstellung. 

 

 

 Bisher Absatz 3 Satz 2. Systematisch sollte 
der Sachverhalt in einem eigenen Absatz 
geregelt werden. 
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gesetz, wird beiden Ehegatten oder Lebens-
partnern nur eine gemeinsame Dienstwohnung 
gewährt. Absatz 2 gilt für beide Ehegatten oder 
Lebenspartner mit der Maßgabe, dass der 
Grundbetrag sowie der Familienzuschlag der 
Stufe 1 nur einmal einbehalten wird. 
 
(5) Die Verpflichtung zur Gewährung der 
Dienstwohnung trifft mangels eines anderen 
Verpflichteten die Kirchengemeinde. 
 
(6) Pfarrerinnen und Pfarrer, denen keine 
Dienstwohnung zugewiesen wird, können für 
die Anmietung einer Wohnung in besonderen 
Härtefällen eine Mietbeihilfe erhalten. Näheres 
regelt die Kirchenleitung durch Rechtsverord-
nung.  
 
(7) Die Dienstwohnung ist den Pfarrerinnen und 
Pfarrern in gebrauchsfähigem Zustand zu über-
geben. Die Zumutbarkeit muss gewährleistet 
sein. Die Pfarrerinnen und Pfarrer sind für die 
fachgerechte Durchführung der laufenden 
Schönheitsreparaturen entsprechend den je-
weils geltenden Vorschriften verantwortlich und 
haben die entstehenden Kosten zu tragen. Dar-
über hinaus haben die Pfarrerinnen und Pfarrer 
die laufenden Betriebskosten zu tragen. Nähe-
res regelt die Kirchenleitung durch Rechtsver-
ordnung. 
 
(8) Wird einer Pfarrerin oder einem Pfarrer, die 
oder der mit einem hauptamtlichen Dienst in 
einer diakonischen Einrichtung beauftragt ist, 
von dieser Einrichtung eine Dienstwohnung 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt, gilt Absatz 
2 entsprechend. 

 

gesetz, wird beiden Ehegatten oder Lebens-
partnern nur eine gemeinsame Dienstwohnung 
gewährt. Absatz 2 gilt für beide Ehegatten oder 
Lebenspartner mit der Maßgabe, dass der 
Grundbetrag sowie der Familienzuschlag der 
Stufe 1 nur einmal einbehalten wird. 
 
(6) Die Verpflichtung zur Gewährung der 
Dienstwohnung trifft mangels eines anderen 
Verpflichteten die Kirchengemeinde. 
 
(7) Pfarrerinnen und Pfarrer, denen keine 
Dienstwohnung zugewiesen wird, können für 
die Anmietung einer Wohnung in besonderen 
Härtefällen eine Mietbeihilfe erhalten. Näheres 
regelt die Kirchenleitung durch Rechtsverord-
nung.  
 
(8) Die Dienstwohnung ist den Pfarrerinnen und 
Pfarrern in gebrauchsfähigem Zustand zu über-
geben. Die Zumutbarkeit muss gewährleistet 
sein. Die Pfarrerinnen und Pfarrer sind für die 
fachgerechte Durchführung der laufenden 
Schönheitsreparaturen entsprechend den je-
weils geltenden Vorschriften verantwortlich und 
haben die entstehenden Kosten zu tragen. Dar-
über hinaus haben die Pfarrerinnen und Pfarrer 
die laufenden Betriebskosten zu tragen. Nähe-
res regelt die Kirchenleitung durch Rechtsver-
ordnung. 
 
(9) Wird einer Pfarrerin oder einem Pfarrer, die 
oder der mit einem hauptamtlichen Dienst in 
einer diakonischen Einrichtung beauftragt ist, 
von dieser Einrichtung eine Dienstwohnung 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt, gilt Absatz 
2 entsprechend. 
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Teil 3 

Versorgung 
 

§ 14 
Ruhegehalt bei zeitlich befristetem Amt mit 

höheren Dienstbezügen 
(Zu § 6 Absatz 2, § 23 Absatz 3,  

§ 26 Absatz 2 BVG-EKD) 
 

(1) Tritt der Versorgungsfall nicht in unmittelba-
rem Anschluss an die Zahlung einer Stellenzu-
lage, die aufgrund der Wahrnehmung eines 
kirchenleitenden Amtes nach § 4 oder eines 
gesamtkirchlichen Amtes nach § 9 zustand, ein, 
gehört der Unterschiedsbetrag zwischen den 
Dienstbezügen, die die Pfarrerin oder der Pfar-
rer unter Berücksichtigung der Zulage erhalten 
hat, und den Dienstbezügen, die sie oder er 
nach § 6 Absatz 1 erhalten hätte, für jedes volle 
Jahr, für das der Pfarrerin oder dem Pfarrer die 
Zulage gezahlt worden ist, mit einem Achtel bis 
zu ihrem vollen Betrag zu den ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezügen (§ 5 Absatz 1 Nummer 3 
BeamtVG).  
 
(2) Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer nachei-
nander mehrere Zulagen nach § 4 und § 9 be-
zogen, berechnet sich die Gesamthöhe aus den 
letzten 8 Jahren des Bezuges der Zulagen. 
Würde sich jedoch aus der Bezugszeit von 8 
Jahren früher bezogener Zulagen ein höheres 
Ruhegehalt ergeben, so werden bei den ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezügen diese berücksich-
tigt. 
 
(3) § 5 Absatz 5 Satz 3 des Beamtenversor-
gungsgesetzes findet keine Anwendung.  

 
Teil 3 

Versorgung 
 

§ 14 
Ruhegehalt bei zeitlich befristetem Amt mit 

höheren Dienstbezügen 
(Zu § 6 Absatz 2, § 23 Absatz 3,  

§ 26 Absatz 2 BVG-EKD) 
 

(1) Tritt der Versorgungsfall nicht in unmittelba-
rem Anschluss an die Zahlung einer Stellenzu-
lage, die aufgrund der Wahrnehmung eines 
kirchenleitenden Amtes nach § 4 oder eines 
gesamtkirchlichen Amtes nach § 9 zustand, ein, 
gehört der Unterschiedsbetrag zwischen den 
Dienstbezügen, die die Pfarrerin oder der Pfar-
rer unter Berücksichtigung der Zulage erhalten 
hat, und den Dienstbezügen, die sie oder er 
nach § 6 Absatz 1 erhalten hätte, für jedes volle 
Jahr, für das der Pfarrerin oder dem Pfarrer die 
Zulage gezahlt worden ist, mit einem Achtel bis 
zu ihrem vollen Betrag zu den ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezügen (§ 5 Absatz 1 Nummer 3 
BeamtVG).  
 
(2) Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer nachei-
nander mehrere Zulagen nach § 4 und § 9 be-
zogen, berechnet sich die Gesamthöhe aus den 
letzten 8 Jahren des Bezuges der Zulagen. 
Würde sich jedoch aus der Bezugszeit von 8 
Jahren früher bezogener Zulagen ein höheres 
Ruhegehalt ergeben, so werden bei den ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezügen diese berücksich-
tigt. 
 
(3) § 5 Absatz 5 Satz 3 des Beamtenversor-
gungsgesetzes findet keine Anwendung.  

 

http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument?id=2718#s73000016
http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument/id/2718#s73000015
http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument?id=2670&section=80000011#s80000011
http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument?id=2670&section=80000011#s80000011
http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument?id=2718#s73000016
http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument/id/2718#s73000015
http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument?id=2670&section=80000011#s80000011
http://www.kirchenrecht-ekir.de/showdocument?id=2670&section=80000011#s80000011
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§ 15 

Ruhegehaltfähigkeit von  
Schwierigkeitsstellenzulagen  
(Zu § 23 Absatz 3 BVG-EKD) 

 
(1) Die Schwierigkeitsstellenzulage ist nach 
einer Bezugszeit von insgesamt zehn Jahren, 
von denen mindestens fünf Jahre nicht unter-
brochen sein dürfen, ruhegehaltfähig. Für die 
Bemessung dieses Zeitraumes gelten Ände-
rungen der Schwierigkeitsstufen nicht als Un-
terbrechung.  
 
(2) Hat die Höhe der Schwierigkeitsstellenzula-
ge infolge einer Änderung der Schwierigkeits-
stufe gewechselt, so wird nur die zuletzt bezo-
gene Schwierigkeitsstellenzulage bei den ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezügen berücksichtigt. 
Würde sich jedoch aus einer früher bezogenen 
Schwierigkeitsstellenzulage ein höheres Ruhe-
gehalt ergeben, so wird bei den ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezügen und der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit nur die früher bezogene Schwierig-
keitsstellenzulage berücksichtigt. 
 
(3) Der Anspruch auf Ruhegehalt aus der 
Schwierigkeitsstellenzulage wird durch § 14 
Absatz 2 nicht berührt. 

 

 

 Die Ruhegehaltfähigkeit der Schwierigkeits-

stellenzulage ist systematisch in Teil 3 

„Versorgung“ zu regeln (siehe oben § 12). 

 Von der Voraussetzung, dass der Bezug 

„fünf Jahre ununterbrochen“ sein muss, soll 

abgesehen werden. Satz 2 ist dann ent-

behrlich. 

 Entspricht den §§ 23, 25 PfBesG. 

 

 

 

 
§ 15  

Nichtanwendung von Bestimmungen des 
Beamtenversorgungsgesetzes  
(Zu § 16 Absatz 8 BVG-EKD) 

 
In besonderen Fällen der Beurlaubung kann zur 
Sicherung einer höheren Gesamtversorgung 
durch Vereinbarung einer anderen Alterssiche-
rung anstelle der beamtenrechtlichen Versor-

 
§ 16  

Nichtanwendung von Bestimmungen des 
Beamtenversorgungsgesetzes  
(Zu § 16 Absatz 8 BVG-EKD) 

 
In besonderen Fällen der Beurlaubung kann zur 
Sicherung einer höheren Gesamtversorgung 
durch Vereinbarung einer anderen Alterssiche-
rung anstelle der beamtenrechtlichen Versor-
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gung von der Anwendung der §§ 53a bis 56 des 
Beamtenversorgungsgesetzes abgesehen wer-
den.  

gung von der Anwendung der §§ 53a bis 56 des 
Beamtenversorgungsgesetzes abgesehen wer-
den.  

 
Teil 4  

Haushaltsrechtliche Vorschriften  
 

§ 16 
Ausweisung der Dienstbezüge im Haus-

haltsplan 
 
(1) Dienstbezüge einschließlich der Zulagen 
und Dienstaufwandsentschädigungen dürfen 
nur aufgrund kirchengesetzlicher Bestimmun-
gen festgesetzt werden und sind im Haushalts-
plan auszuweisen. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht im Ausnahmefall des § 8 
Absatz 2. 

 
Teil 4  

Haushaltsrechtliche Vorschriften  
 

§ 17 
Ausweisung der Dienstbezüge im Haus-

haltsplan 
 
(1) Dienstbezüge einschließlich der Zulagen 
und Dienstaufwandsentschädigungen dürfen 
nur aufgrund kirchengesetzlicher Bestimmun-
gen festgesetzt werden und sind im Haushalts-
plan auszuweisen. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht im Ausnahmefall des § 8 
Absatz 2. 

 

 
§ 17 

Ausweisung der Kirchenbeamtenstellen im 
Haushaltsplan 

 
(1) Die Stellen der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten sind in einer Anlage zum Haus-
haltsplan (Stellenplan) nach ihrer Anzahl unter 
Angabe der Amtsbezeichnungen, der Besol-
dungsgruppen sowie etwaiger Zulagen und 
Dienstaufwandsentschädigungen auszuweisen. 
 
(2) Im Falle des § 8 Absatz 2 ist die Stelle er-
forderlichenfalls in einem Nachtragshaushalts-
plan nachzuweisen. 

 
§ 18 

Ausweisung der Kirchenbeamtenstellen im 
Haushaltsplan 

 
(1) Die Stellen der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten sind in einer Anlage zum Haus-
haltsplan (Stellenplan) nach ihrer Anzahl unter 
Angabe der Amtsbezeichnungen, der Besol-
dungsgruppen sowie etwaiger Zulagen und 
Dienstaufwandsentschädigungen auszuweisen. 
 
(2) Im Falle des § 8 Absatz 2 ist die Stelle er-
forderlichenfalls in einem Nachtragshaushalts-
plan nachzuweisen. 
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§ 18 

Verleihung eines Amtes 
 
Ein Amt darf nur mit der Einweisung in eine 
besetzbare Planstelle verliehen werden. Die 
Stelle muss der Vorbildung und der Ausbildung 
der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten 
(Laufbahn) entsprechen. 
 
(2) Die im Stellenplan vorgesehenen Stellen 
dürfen, soweit die dienstlichen Belange es zu-
lassen und gesetzliche Vorschriften nicht ent-
gegenstehen, auch mit Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten einer niedrigeren Besoldungs-
gruppe derselben Laufbahn besetzt werden. 

 
§ 19 

Verleihung eines Amtes 
 
Ein Amt darf nur mit der Einweisung in eine 
besetzbare Planstelle verliehen werden. Die 
Stelle muss der Vorbildung und der Ausbildung 
der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten 
(Laufbahn) entsprechen. 
 
(2) Die im Stellenplan vorgesehenen Stellen 
dürfen, soweit die dienstlichen Belange es zu-
lassen und gesetzliche Vorschriften nicht ent-
gegenstehen, auch mit Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten einer niedrigeren Besoldungs-
gruppe derselben Laufbahn besetzt werden. 

 

 
§ 19 

Einweisung in eine Planstelle 
 
(1) Eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeam-
ter, der oder dem ein Amt mit höherem End-
grundgehalt übertragen wird, kann mit Wirkung 
vom Ersten des Monats, in dem die Übertra-
gung wirksam geworden ist, in die entspre-
chende Planstelle eingewiesen werden, wenn 
sie zu diesem Zeitpunkt besetzbar ist. 
 
(2) Hat die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte die Obliegenheiten dieser oder einer 
gleichartigen Stelle mindestens in den drei letz-
ten Monaten vor der Übertragung tatsächlich 
wahrgenommen und war die Stelle, in die sie 
oder er eingewiesen werden soll, während die-
ser Zeit besetzbar, so kann sie oder er mit 
Rückwirkung von höchstens drei Monaten in die 
Stelle eingewiesen werden. 

 
§ 20 

Einweisung in eine Planstelle 
 
(1) Eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeam-
ter, der oder dem ein Amt mit höherem End-
grundgehalt übertragen wird, kann mit Wirkung 
vom Ersten des Monats, in dem die Übertra-
gung wirksam geworden ist, in die entspre-
chende Planstelle eingewiesen werden, wenn 
sie zu diesem Zeitpunkt besetzbar ist. 
 
(2) Hat die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte die Obliegenheiten dieser oder einer 
gleichartigen Stelle mindestens in den drei letz-
ten Monaten vor der Übertragung tatsächlich 
wahrgenommen und war die Stelle, in die sie 
oder er eingewiesen werden soll, während die-
ser Zeit besetzbar, so kann sie oder er mit 
Rückwirkung von höchstens drei Monaten in die 
Stelle eingewiesen werden. 
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Teil 5 

Übergangsbestimmungen 
 

§ 20 
Besoldungsüberleitung aufgrund Besol-

dungsüberleitungsgesetz 2009 
 
Die §§ 1 bis 3 des Besoldungsüberleitungsge-
setzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 2009 S. 
221) finden mit den Maßgaben entsprechende 
Anwendung, dass statt des 30. Juni 2009 der 1. 
April 2010 einzusetzen ist und dass statt der für 
Juni 2009 zustehenden Dienstbezüge die für 
März 2010 zustehenden Dienstbezüge einzu-
setzen sind.  

 
Teil 5 

Übergangsbestimmungen 
 

§ 21 
Besoldungsüberleitung aufgrund Besol-

dungsüberleitungsgesetz 2009 
 
Die §§ 1 bis 3 des Besoldungsüberleitungsge-
setzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 2009 S. 
221) finden mit den Maßgaben entsprechende 
Anwendung, dass statt des 30. Juni 2009 der 1. 
April 2010 einzusetzen ist und dass statt der für 
Juni 2009 zustehenden Dienstbezüge die für 
März 2010 zustehenden Dienstbezüge einzu-
setzen sind.  

 

 
Artikel 3 

 
Änderung des Kirchenverwaltungsgesetzes 
 
Das Kirchenverwaltungsgesetz vom 16. Mai 
2003 (ABl. 2003 S. 322), zuletzt geändert am 
14. Mai 2011 (ABl. 2011 S. 186), wird wie folgt 
geändert:  

1. § 11 Absatz 5 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
„Wird die Leiterin oder der Leiter der Kirchen-
verwaltung wegen Dienstunfähigkeit in den 
Ruhestand versetzt, ist § 14 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 3 des Beamtenversorgungsgesetzes 
nicht anzuwenden, wenn sie oder er nach Ab-
lauf ihrer oder seiner ersten Amtszeit ihr oder 
sein Amt weitergeführt hatte.“ 
 
2. § 11 Absatz 7 wird aufgehoben.  
 

 
Artikel 3 

 
Änderung des Kirchenverwaltungsgesetzes 
 
Das Kirchenverwaltungsgesetz vom 16. Mai 
2003 (ABl. 2003 S. 322), zuletzt geändert am 
14. Mai 2011 (ABl. 2011 S. 186), wird wie folgt 
geändert:  

1. § 11 Absatz 5 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
„Wird die Leiterin oder der Leiter der Kirchen-
verwaltung wegen Dienstunfähigkeit in den 
Ruhestand versetzt, ist § 14 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 3 des Beamtenversorgungsgesetzes 
nicht anzuwenden, wenn sie oder er nach Ab-
lauf ihrer oder seiner ersten Amtszeit ihr oder 
sein Amt weitergeführt hatte.“ 
 
2. § 11 Absatz 7 wird aufgehoben.  
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Artikel 4 

 
Änderung des Ausführungsgesetzes zum  

Pfarrdienstgesetz der EKD 
 

Das Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz 
der EKD vom 23. November 2012 (ABl. 2013 S. 
30), zuletzt geändert am 26. November 2015 
(ABl. 2015 S. 377) wird wie folgt geändert:  
 
Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 
 

„10a 
Mandatsbewerbung 

(Zu § 35 Abs. 2 PfDG.EKD) 
 

Für die Dauer der Beurlaubung nach § 35 Abs. 
2 PfDG.EKD werden die Dienstbezüge belas-
sen.“ 
 

 

 Gemäß § 35 Abs. 2 PfDG.EKD sind Pfarre-

rinnen und Pfarrer, die als Kandidatinnen 

oder Kandidaten für die Wahl zum Europäi-

schen Parlament, zum Deutschen Bundes-

tag oder zur einem gesetzgebenden Organ 

eines Bundeslandes aufgestellt worden 

sind, innerhalb der letzten zwei Monate vor 

dem Wahltag und am Wahltag beurlaubt. 

Bisher fehlt es in den Regelungen der 

EKHN an einer Festlegung dazu, was wäh-

rend dieser Beurlaubung mit der Besoldung 

geschieht. Um Pfarrinnen und Pfarrern der 

EKHN weiter eine ungehinderte politische 

Betätigung zu ermöglichen, soll die Besol-

dung während dieser zweimonatigen Beur-

laubung belassen werden. 

  
Artikel 5 

 
Änderung der Kandidatenordnung 

 
1. In § 3 wird nach Absatz 4 folgender Ab-
satz 5 eingefügt: 
 
„(5) Für die Vikarsbezüge gilt § 42 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD entsprechend.“ 
 
 
 
2. § 8 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„§ 8 

Schutz und Fürsorge 
(1) Für den Schutz und die Fürsorge der 

 

 

 

 

 Bisher § 4 Verwaltungsverordnung über 

den Unterhaltszuschuss der Pfarramtskan-

didatinnen und –kandidaten. 

 

 Die Verwaltungsverordnung über den Un-

terhaltszuschuss der Pfarramtskandidatin-

nen und –kandidaten enthält neben dem 

Unterhalszuschuss lediglich Regelungen zu 
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Pfarramtskandidatinnen und Pfarramtskan-
didaten gelten §§ 47, 49 des Pfarrdienstge-
setz der EKD entsprechend.  
(2) Pfarramtskandidatinnen und -kandidaten 
haben Anspruch auf Erstattung von Ausla-
gen für Dienstreisen und Dienstgänge (Rei-
sekosten) nach den jeweils geltenden Vor-
schriften. Während des Spezialpraktikums 
nach dem Zweiten Theologischen Examen 
richten sich die Ansprüche nach den Rege-
lungen der Einsatzstelle. 
(3) Pfarramtskandidatinnen und -kandidaten 
haben Anspruch auf einen einmaligen Zu-
schuss zur Anschaffung eines Talars in Hö-
he von 250,- Euro. Dem Antrag ist die Rech-
nung beizufügen. Der Anspruch erlischt 
nach Ablauf eines Jahres nach der Anschaf-
fung. 
(4) Kosten für den privaten Telefonan-
schluss werden nicht erstattet. Wird das 
private Telefon dienstlich genutzt, so ist der 
jeweilige Einsatzbereich zur Erstattung der 
entstehenden Kosten verpflichtet. 
(6) Es besteht kein Anspruch auf Erstattung 
der Kosten für Wohnungssuche und Miete.“ 
 
3. Nach § 8 werden folgende §§ 8a und 8b 
eingefügt: 
 

„§ 8a 
Kinderbetreuungskostenzuschuss 

(1) Pfarramtskandidatinnen und Pfarramts-
kandidaten haben Anspruch auf einen Kin-
derbetreuungskostenzuschuss zu den von 
ihnen zusätzlich aufzuwendenden Kosten 
für die Betreuung von Kindern während ih-
rer Präsenzzeiten im Theologischen Semi-
nar. 
(2) Auf Antrag der Pfarramtskandidatin oder 

Reisekosten, einem Kinderbetreuungszu-

schuss und einer Umzugskostenbeihilfe. 

Diese Regelungen werden in die KandO 

aufgenommen, so dass die Unterhaltszu-

schussverordnung aufgehoben werden 

kann. Die §§ 5, 5a und 6 der Unterhaltszu-

schussverordnung werden § 8 Abs. 2 bis 4 

und § 8a und § 8b der KandO. 

 
 Satz 2 soll klarstellen, dass die Reisekosten 

im Spezialpraktikum von der Dienststelle 
des jeweiligen Praktikumsortes (z.B. Diako-
nie, ggf. auch Unternehmen, etc.) erstattet 
werden und nicht aus gesamtkirchlichen 
Mitteln.  
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des Pfarramtskandidaten wird ein Zuschuss 
von 20 Euro pro Seminartag (maximal 100 
Euro pro Woche und 500 Euro pro Monat) 
für die Kinderbetreuung gewährt, wenn mit 
ihr oder ihm mindestens ein Kind unter 12 
Jahren in häuslicher Gemeinschaft lebt, das 
von ihr oder ihm selbst betreut und erzogen 
wird. 
(3) Dem Antrag sind als Nachweis einmalig 
die Geburtsurkunde des Kindes und jeweils 
eine Bescheinigung des Theologischen Se-
minars über die Anwesenheit während der 
Präsenzzeiten im Theologischen Seminar 
beizufügen. 
(4) Der Anspruch erlischt nach Ablauf eines 
Jahres. 
 

§ 8b 
Umzugskostenbeihilfe 

(1) Für einen von der Kirchenverwaltung 
angeordneten Umzug aus Anlass der Auf-
nahme in den praktischen Vorbereitungs-
dienst und der Einweisung in das Vikariat 
erhalten Pfarramtskandidatinnen und Pfarr-
amtskandidaten auf Antrag eine pauschale 
Umzugskostenbeihilfe. 
(2) Die Umzugskostenbeihilfe beträgt: 
 
a) bei einer Entfernung 

von 
weniger als 20 km 

260,00 € 

b) bei einer Entfernung 
von 
mehr als 20 km 

380,00 € 

c) für die Ehegattin oder 
den Ehegatten oder die 
Lebenspartnerin oder 
den Lebenspartner 
zusätzlich 

150,00 € 
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d) für jedes weitere Famili-
enmitglied 
zusätzlich 

30,00 €. 

 
Maßgebend für die Bestimmung der Entfer-
nung ist der Entfernungsanzeiger für Beför-
derungen im Umzugsverkehr. 
(3) Als Mitglieder der Familie im Sinne von 
Absatz 2 Buchstabe d gelten die Kinder, 
Pflegekinder und Stiefkinder, mit denen die 
Pfarramtskandidatin oder Pfarramtskandidat 
vor und nach dem Umzug nicht nur vo-
rübergehend in häuslicher Gemeinschaft 
leben. 
(4) Ziehen verheiratete oder verpartnerte 
Pfarramtskandidatinnen und Pfarramtskan-
didaten, die beide dem Grunde nach an-
tragsberechtigt sind, in eine gemeinsame 
Wohnung, so wird die Umzugskostenbeihilfe 
jedem von ihnen zur Hälfte gezahlt. Bei ei-
nem Einzug in die gemeinsame Wohnung 
aus zwei bisher getrennten Haushalten wird 
bei der Berechnung der Umzugskostenbei-
hilfe der Betrag gemäß Absatz 2 Buchstabe 
a oder Buchstabe b zweimal berücksichtigt; 
in diesem Falle entfällt der Betrag gemäß 
Absatz 2 Buchstabe c.“ 
 
4. In § 12 Absatz 5 wird Satz 2 wie folgt neu 
gefasst: 
 
„§ 97 des Pfarrdienstgesetzes der EKD gilt 
entsprechend.“ 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Redaktionelle Änderung 
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Artikel 4 

 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Artikel 1 tritt am Tag nach der Verkündung 
im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau in Kraft. 
 
(2) Artikel 2 bis 3 treten an dem Tag in Kraft, zu 
dem das Besoldungs- und Versorgungsgesetz 
der EKD vom 12. November 2014 für die Evan-
gelische Kirche in Hessen und Nassau in Kraft 
tritt. Diesen Zeitpunkt bestimmt der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland durch 
Verordnung. Gleichzeitig treten das Pfarrbesol-
dungsgesetz vom 26. November 2003 (ABl. 
2004 S. 2), zuletzt geändert am 22. November 
2014 (ABl. 2014 S. 521), das Kirchenbeamten-
besoldungsgesetz vom 5. Oktober 1978 (ABl. 
1978 S. 163), zuletzt geändert am 22. Novem-
ber 2014 (ABl. 2014 S. 521), das Kirchliche 
Besoldungsüberleitungsgesetz vom 28. No-
vember 2009 (ABl. 2010 S. 18, 22), zuletzt ge-
ändert am 14. Mai 2011 (ABl. 2011 S. 185), und 
das Kirchengesetz über Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Besoldung der Pfarrer und Pfarrer 
im kirchlichen Hilfsdienst vom 16. März 1970 
(ABl. 1970 S. 96) außer Kraft. 

 
Artikel 6 

 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Artikel 1 tritt am Tag nach der Verkündung 
im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau in Kraft. 
 
(2) Im Übrigen tritt dieses Kirchengesetz an 
dem Tag in Kraft, zu dem das Besoldungs- und 
Versorgungsgesetz der EKD vom 12. Novem-
ber 2014 für die Evangelische Kirche in Hessen 
und Nassau in Kraft tritt. Diesen Zeitpunkt be-
stimmt der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland durch Verordnung. Gleichzeitig 
treten das Pfarrbesoldungsgesetz vom 26. No-
vember 2003 (ABl. 2004 S. 2), zuletzt geändert 
am 22. November 2014 (ABl. 2014 S. 521), das 
Kirchenbeamtenbesoldungsgesetz vom 5. Ok-
tober 1978 (ABl. 1978 S. 163), zuletzt geändert 
am 22. November 2014 (ABl. 2014 S. 521), das 
Kirchliche Besoldungsüberleitungsgesetz vom 
28. November 2009 (ABl. 2010 S. 18, 22), zu-
letzt geändert am 14. Mai 2011 (ABl. 2011 S. 
185), das Kirchengesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Besoldung der Pfarrer und 
Pfarrer im kirchlichen Hilfsdienst vom 16. März 
1970 (ABl. 1970 S. 96) und die Verwaltungs-
verordnung über den Unterhaltszuschuss 
der Pfarramtskandidatinnen und –kandi-
daten vom 16. Mai 2000 (ABl. 2000 S. 172), 
zuletzt geändert am 25. Februar 2016 (ABl. 
2016 S. 128), außer Kraft. 

 

 

 

 

 Redaktionelle Änderung 

 

(Hinweis: Der Rat der EKD wird gebeten das 

Inkrafttreten zum 1. April 2018 zu bestimmen, 

um die erwaltungstechnische Umsetzung durch 

die Kirchenverwaltung und die ERK sicherzu-

stellen) 

 

 

 

 

 Siehe oben Begründung zu Artikel 5 § 8. 

 

http://www.kirchenrecht-ekhn.de/kabl/30644.pdf#page=29
http://www.kirchenrecht-ekhn.de/kabl/30644.pdf#page=29
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